Im Weimarer Reithaus wurden gestern die Gewinner des
Schulerwettbewerbs der Stiftung Ettersberg ,Diktaturer-
fahrung und demokratische Umbriche in Deutschland und
Europa” geehrt. Ein Sonderpreis, dotiert mit 250 Euro, ging
an Konrad Bittdorf, Sebastian Grob, Michael Haupt und
Andreas Smettan vom Rhéngymnasium in Kaltensundheim.
Ihre Seminarfacharbeit tragt den Titel ,,Die Kirche im
Nationalsozialismus unter besonderer Bertcksichtigung
unserer Region”. FOTO: MARKUS PIEPER
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Preis fiir Kaltensundheime Schiiler

Wieder

aus: Sudthuringer Zeitung vom 20. Juni 2006

ERFURT - Mit einem speziellen
Ticket konnen Schiiler Thiirin-
gen in den Sommerferien erkun-
den. Zum Preis von 17 Euro
kann es in der Zeit vom 20. Juli
bis 30. August fiir beliebig viele
Fahrten mit Bus und Bahn ge-
nutzt werden, teilten die Deut-
sche Bahn AG und die Nahver-

kehrsservicegesellschaft GmbH
mit. Das Ticket gilt fiir Nahver-
kehrsziige sowie im Netz der
zwolf beteiligten Bus- und Stra-
Renbahnunternehmen. Gekop-
pelt ist es mit einem Bonusheft,
das fiir etwa 30 Freizeiteinrich-
tungen Vergiinstigungen bietet.
m www.sft-thueringen.de

Glockengeliut von CD

IFTA - Glockenlduten von der CD
wird in den kommenden Mona-
ten in Ifta bei Eisenach zum Got-
tesdienst rufen. Fiir die Zeit der
Kirchturmsanierung tiberneh-
me der Dorffunk in der 1300
Einwohner zihlenden Gemein-
de die Einladung zu Gottes-
diensten, Hochzeiten und Trau-

erfeiern, sagte Pfarrer Stephan
Kdhler gestern. ,Das ist eine
Notlosung mit viel Charme.”
Der Dorffunk, der in den 1960er
Jahren eingefiihrt wurde, ver-
fligt inzwischen tiber 40 Laut-
sprecher im Ort, tiber die zwei
Mal in der Woche Neuigkeiten
verbreitet werden. (dpa)

Fiir den frithen Fiihrerschein

ERFURT - Mit einer Informations-
tour wirbt die Junge Union seit
gestern fiir den Fiihrerschein ab
17 Jahren. Bis Freitag will sie in
elf Thiringer Stadten Station
machen. Das begleitende Fah-
ren ab 17 erhohe die Verkehrssi-
cherheit, sagte Landesvorsitzen-
der Mario Voigt. Wahrend des
niedersachsischen Modellpro-
jekts sei die Zahl der Unfélle bei
den Fahranfingern um 40 Pro-
zent zuriickgegangen. In eine
dhnliche Richtung zeigten die

Erfahrungen in 13 deutschen
Bundesldndern sowie in Finn-
land und Osterreich, wo der
Fihrerschein ebenfalls vor dem
18. Lebensjahr erworben wer-
den konne. Nach Ansicht von
Voigt miissen viele Heranwach-
sende fiir ihre Ausbildung und
ihre Hobbys mobil sein. ,Das
Autofahren gehort in Thiiringen
zum Lebensgefiihl vieler Ju-
gendlicher.” Deshalb miissten
Losungen fiir die Verkehrssi-
cherheit gefunden werden. (dpa)

boghme Irabe@acl com

Fuhrerschein mit 17 Jahren
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STZ-INTERVIEW

Recht auf Einkommen - von Geburt an

Politik muss dafiir sorgen, dass die Menschen so gliicklich wie mdglich sind, sagt Michael Opielka

Thiiringens Ministerprasi-
dent Dieter Althaus hat
Anfang Juni mit dem Vor-
schlag, die sozialen Siche-
rungssysteme und Sozialleis-
tungen durch eine Grundsi-
cherung zu ersetzen, fiir Auf-
sehen gesorgt. Der Jenaer
Professor Michael Opielka,
einer der prominentesten
Vertreter einer bedarfsunab-
hingigen Grundsicherung,
hat ein Modell vorgelegt, das
er ,,Bafog fiir alle” nennt.

Ministerprasident Dieter
Althaus (CDU) hat ein
Grundeinkommen fiir alle
vorgeschlagen. Ist das Fort-
schritt oder Sozialabbau?
Michael Opielka: Seine Initiati-
ve ist erst einmal grundsidtzlich
positiv aufzunehmen. Aber sie
ist in der Sache ambivalent.
Denn eine Intention bei ihm
scheint darin zu liegen, die Leis-
tungen bei Arbeitslosigkeit zu
beschrianken. Es ist auf der einen
Seite durchaus im neoliberalen
Sinn, den Sozialstaat schlanker
zu machen. Das weckt Angste.

Ist das verwerflich, den

Staat schlanker machen?
Die Frage ist: An welcher Stelle
ist er fett? Und: Was sind die
Zielstellungen? Im Rahmen der
Zielsetzungen soll der Staat na-
turlich effizient und schlank
sein. Aber man kann Schlank-
heitswahn auch ibertreiben. Zu
dem, was in den Medien teilwei-
se formuliert wird, den Staat
zum Minimalstaat zurechtzu-
stutzen, wiirde ich nicht sagen
schlank, sondern magersiichtig.

Ein Grundeinkommen soll-

te also keine Verschlan-

kung bedeuten?
Das Grundeinkommen ist kom-
plexer. Es ist durchaus eine Ver-
schlankung im mittleren und
oberen  Einkommensbereich.
Aber damit im unteren Bereich
besser abgesichert werden kann.
Sozialpolitik wird mit dem
Grundeinkommen nach unten
hin erginzt, erweitert und fun-
diert. Nur: In dieser Fundierung
miissen auch bestimmte Leis-
tungen abgebaut werden. Ein
Grundeinkommen Kkann nicht
einfach noch dazu kommen.
Und es ist auch keine Eier legen-
de Wollmilchsau.

Das mit dem Ergidnzen se-
hen nicht alle so. In der
neoliberalen Biirgergeld-
Lehre a la Friedmann
spricht man eher von Er-
setzen. Auch Althaus hat
den Begriff Ersetzen ge-
braucht ...
Das kommt wohl von seinen Be-
ratern, wie dem Hamburger
Okonom Thomas Straubhaar.
Die Neoliberalen haben kein Ge-
fiihl fiir den Sozialstaat in seiner
heutigen Struktur, wie er sich in
120 Jahren entwickelt hat. Sie
wollen ihn wegschlagen ohne
die sinnvollen Errungenschaf-
ten zu wiirdigen. Aber diese Er-
rungenschaften haben in der
CDU und vor allem in der SPD
und der Linkspartei sehr viele
Beftirworter. Fiir diese soll der
Sozialstaat nicht nur ein Mini-
mal-Sozialstaat sein, sondern so-
ziale Risiken absichern. Damit
man im Alter, bei Krankheit oder
Arbeitslosigkeit seinen Lebens-
standard einigermaflen gesi-
chert hat.

Aber das wird nicht mehr
gehen! Viele werden immer
frither aus dem Erwerbsle-
ben herausgedringt, gleich-
zeitig werden die Leute &l-
ter. Das heifdt in der Konse-
quenz: Immer weniger
zahlen ein, aber der Finan-
zierungsbedarf wird immer
grofler ...
Aber ein neoliberales Radikal-
modell wird in Deutschland
nicht durchkommen. Weil die
Bevolkerung dagegen ist. Aus
realistischen Griinden. Denn fiir
die Bevolkerung, die heute in die
Rente geht, besteht ein wesentli-
cher Teil ihrer Alterssicherung
aus Anspriichen aus den Sozial-
versicherungssystemen. In Ost-
deutschland sind es 90 Prozent
der Einkommen eines Rentner-
haushaltes.

Rot-Griin hat sogar eine
Grundsicherung einge-
fiihrt...

-
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Aber das ist keine Grundrente.
Es ist Sozialhilfe im Alter, die ein
bisschen grofdziigiger ist, weil
das Einkommen der Angehori-
gen nicht so herangezogen wird.
Aber das eigene Vermogen wird
angerechnet. Sie miissen sich
komplett entsparen, bevor sie
die Grundsicherung bekom-
men.

Gibt es positive Vorbilder?
Natiirlich. Man miisste nur mal
uber die Grenzen schauen. In
der Schweiz hat man eine
Grundrente, die bekommt jeder
— unabhdngig vom Vermogen.
Die ist so hoch, wie bei uns die
durchschnittliche Rente in der
Arbeiterrentenversicherung.

Wie funktioniert das?

Der Clou ist: Die Rente in der
Schweiz ist maximal doppelt so
hoch wie die Grundrente, aber
die Beitrdge sind nach oben of-
fen. Damit haben sie eine Sozial-
steuer. Zwar wird derjenige, der
nicht mehr als das Doppelte des
Mindestbetrages verdient, da-
mit noch keine Lebensstandard-
sicherung haben. Aber trotzdem
spiirt er: Weil ich mehr Beitrdge
bezahle, werde ich mehr bekom-
men. Die Schweizer haben in ei-
ner Volksabstimmung dem Sys-
tem schon elfmal zugestimmt.

Das ist das Grundprinzip,
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Michael Opielka ist Professor fiir Sozialpolitik an der Fachhochschule in Jena. FOTO: privat

auf dem Sie IThr Grundein-

kommens-Modell , Bafog

fiir alle” aufbauen...
Ja. Wenn ich das Schweizer Ren-
tenprinzip auf alle Sozialsyste-
me ausweite, habe ich eine
Grundeinkommensversiche-
rung. Das bedeutet: Jeder zahlt
17,5 Prozent seines Einkom-
mens als Sozialsteuer — anstellte
der bisherigen Sozialversiche-
rungsbeitrige. Und dazu 7,5
Prozent Krankenversicherungs-
beitrag, nicht 14 Prozent.

Wie hoch miisste das
Grundeinkommen sein?
700 Euro halte ich schon fiir er-
forderlich. Das kommt Hartz IV
sehr nahe. Aber die miissen eben
bedarfsunabhdngig sein. Wie es
Althaus mit seinem Grundein-
kommensvorstofy vollig richtig
angesprochen hat. Und wir
miissen die Arbeitsverpflich-
tung lockern. Es kann nicht an-
gehen, dass die Behorde perma-
nent Kontrollbedarf hat und
den Leuten Druck macht, ob-
wohl der Arbeitsmarkt geschlos-
sen erscheint. Es ist vollig wider-
spriichlich: Es wird von Kontrol-
le gesprochen, die verschirft
werden soll. Aber es gibt genii-
gend Arbeitslose, die bekom-
men nur alle drei, vier Monate
iiberhaupt mal eine Vorladung.

Was heifdt das, die Arbeits-

|
Stichwort Grundeinkommen

Unter Grundeinkommen ver-
stehen Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler ein
Einkommen, das jedem Br-
ger zusteht, ohne dass daran
Bedingungen geknupft
werden. Letzteres ist der
wesentliche Unterschied zur
Grundsicherung. Diese setzt
voraus — wie die Sozialhilfe
in Deutschland —, dass ein
Bedarf besteht und keine
Ersparnisse oder Angehdrige
herangezogen werden kén-
nen. Auch die Bedingung,
dem Arbeitsmarkt zur Ver-
fiigung zu stehen, wie bei
Hartz 1V, gibt es bei einem
Grundeinkommen nicht.
Dabei unterscheidet man
zwei Formen von Grundein-
kommen. Die erste Variante,

negative Einkommenssteuer
oder Biirgergeld genannt,
wird ausgezahlt, wenn die
eigenen Einnahmen nicht
existenzsichernd sind. Sie
wird von liberal-konservati-
ven Okonomen vertreten
und wurde vom Milton
Friedmann, einem Urvater
des Neoliberalismus, entwi-
ckelt. Eine zweite Variante,
Sozialdividende genannt,
geht davon aus, dass jedem
ein Grundeinkommen als
Anteil am gesellschaftlichen
Wohlstand zusteht. Es wird
vor allen sonstigen Einkom-
men gezahlt. Sie wird eher
von linker Seite vertreten,
die in der Regel von einem
hoéheren Grundeinkommen
ausgeht.

verpflichtung lockern?

Wer Arbeitsangebote nicht an-
nimmt oder sich dem Arbeits-
markt nicht zur Verfiigung
stellt, bekommt nur ,Bafog fir
alle”. Das heifdt: Die Halfte des
Grundeinkommens bekommt
er als Zuschuss, die andere Half-
te nur als Darlehen. Aber es gilt
weiter das Arbeitslosenversiche-
rungsprinzip. Wer vorher gut
verdient hat, erwirbt hohere An-
spriiche. Ndmlich bis zum Dop-
pelten des Grundeinkommens.
Ohne Zeitbegrenzung.

Damit kombinieren Sie das

derzeitige System mit ei-

nem Grundeinkommen ...
Das ist ja auch moglich.

Ist beides finanzierbar?

Ja, weil ich das Niveau absenke.
Insofern verschlanke ich schon
deutlich. Sie bekommen nur
noch maximal das Doppelte des
Grundeinkommens. Selbst beim
neuen Elterngeld haben sie Spit-
zenwerte vorgesehen, die liegen
hoher, als ich das fiir richtig hal-
te.

Sie betonen die Bedarfsun-
abhingigkeit. Warum soll
jemand Grundeinkommen
bekommen, der Vermogen
oder Erspartes hat?
Zum Beispiel, damit ich den so-
zial Schwiécheren in der Gesell-
schaft deutlich mache, dass es
sich fir sie lohnt, zu sparen.
Wenn Sie eine reine Grundsi-
cherung haben, sagen Sie den
einkommensschwichsten 40
Prozent der Bevolkerung: Spart
nicht, es wird euch eh wieder
weggenommen! Das ist eine vol-
lig falsche Botschaft. Das sabo-
tiert die Selbstverantwortung.
Deshalb wird die Riester-Rente
bei Hartz IV auch nicht ange-
rechnet. Aber Sie sparen doch
nicht nur fiir die Riester-Rente.

Entfesselt ein Grundein-
kommen den Arbeitsmarkt,
wie Althaus meint, oder
bremst es, weil die Leute
sagen: Ich muss nicht ar-
beiten.
Wenn wir fiinf Millionen Ar-
beitslose haben und fiinf Millio-
nen freie Stellen, dann wiirde
ich sagen, da stimmt was nicht
im System. Dann wdre Ihre
Brems-Vermutung richtig. Aber

davon sind wir unendlich weit
entfernt, vor allem in den neuen
Bundeslindern. Im Ubrigen:
Mir wire lieber, von den fiinf
Millionen Arbeitslosen widren
4,5 Millionen freiwillig arbeits-
los und nur 0,5 Millionen un-
freiwillig, als 0,5 Millionen frei-
willig Arbeitslose und 4,5 Millio-
nen unfreiwillig Arbeitslose. Das
ist eine ganz pragmatische Argu-
mentation. Die Aufgabe der Po-
litik ist erst einmal, dafiir zu sor-
gen, dass die Menschen so
gliicklich wie mdoglich sind. Dass
sie die Moglichkeit haben, ihr
Leben zu verwirklichen.

Und wie ist es mit der Ent-
fesselung?

Hinter dem Althaus-Vorschlag
steckt im Grunde ein Kombi-
lohn-Modell. Davon hatten wir
in den vergangenen Jahren eine
ganze Reihe von Modellprojek-
ten. Aber kein einziges hat auch
nur den Anschein einer Entfes-
selung mit sich gebracht. Die
Entfesselungsthese, die vor al-
lem von den Neoliberalen ver-
treten wird, basiert auf einen Ge-
danken, den sie aber 6ffentlich
nicht sagen konnen: Darauf,
dass sie das Niveau massiv ab-
senken. Das haben wir in den
USA. Dort ist das Niveau in eini-
gen Staaten so niedrig, dass die
Leute nur noch Lebensmittel-
gutscheine und Obdachlosen-
unterkiinfte bekommen. Dann
motiviert das die Leute auch,
schlicht durch Zwang. Darauf
basiert ein grofler Teil der Argu-
mentation der Neoliberalen. Die
sagen: Da sieht man doch, wie es
funktionieren kénnte!

Aber ein vergleichsweise
hoheres Grundeinkommen
konnte Anreize schaffen,
weil dann die Zuverdienst-
moglichkeiten nicht mehr
beschrankt wiren?

Sicher. Aber es wird auch indi-
rekte Abziige geben, weil das So-
zialsteuersystem greifen wird.
Auch ein Grundeinkommen
kann nicht alle Probleme 16sen.
Aber ein Grundeinkommen ist,
da bin ich mit Althaus einig, ein
Weg der sozial ausgeglicheneren
Verschlankung des Sozialstaa-
tes.

Gibt es Einigkeit dariiber
hinaus?

Althaus sieht, dass es einen Teil
der Erwerbspersonen gibt, die aut
lange Sicht, erst mal keine ver-
niinftige Rickkehroption in den
ersten Arbeitsmarkt haben. Vor
allem im Osten, wo das aus der Er-
fahrung der Arbeitsgesellschaft
DDR zudem noch leidvoller er-
fahren wird. Eine wichtige Frage
dabei ist: Wie konnen wir den
Leuten eine Existenzsicherung
anbieten, die ihnen auch die
Wiirde ldsst? Und ein bedarfsun-
abhdngiges Grundeinkommen ist
eben kein Almosen, sondern ein
Recht auf Einkommen von der
Geburt bis zum Tod.

INTERVIEW: GEORG GRUNEWALD
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Zur Person

Michael Opielka ist Pro-
fessor fur Sozialpolitik an
der Fachhochschule Jena
und einer der prominen-
testen Vertreter einer
bedarfsunabhangigen
Grundsicherung. Der 1956
geborene Soziologe war
schon in den 80er-Jahren
sozialpolitischer Vorden-
ker der Griinen und hat
Anfang der 90er-Jahre
eine Grundsatzkommissi-
on der CDU-Sozialaus-
schiisse beraten. Zuletzt
hat er ein Grundeinkom-
mens-Modell ,,Bafog fur
alle” vorgelegt. Demnach
soll es eine Grundeinkom-
mens-Versicherung fur alle
geben. Damit steht jedem,
der in Ausbildung ist, sich
arbeitslos meldet, Kinder
erzieht, krank oder pfle-
gebedurftig ist, ein Grund-
einkommen zu. Finanziert
wird es Gber eine Sozial-
steuer, die an der Stelle
der Sozialversicherungs-
beitrage tritt. Je nach
Hoéhe der gezahlten Sozi-
alsteuern, kann das
Grundeinkommen auch
bis zu doppelt so hoch
sein.


Michael
Textfeld
aus: Südthüringer Zeitung vom 20. Juni 2006 




